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A1 - 1 
 

Stand: Satzung; September 2022 

1. Plankonzeption Vorentwurf 
 

Geplante Nutzungen 
 

 
 

Planungsstand Vorentwurf, August 2019  (ohne Maßstab) 

 



A1 - 2 
 

Stand: Satzung; September 2022 

Vorhabenplanung 
 

 
 

Lageplan Vorhabenplanung/Vorentwurf mit Geltungsbereich des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans Nr. II/2/65.00, Planungsstand Juli 2019 

Maßstab im Original 1:1.000, hier verkleinert  

Vorhabenplanung: 3B Wohnungsbaugesellschaft GmbH & CO.KG; Architekt Viktor Dück  

 
  



A1 - 3 
 

Stand: Satzung; September 2022 

2. Auswertung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit  
gemäß § 3 (1) BauGB  
zum Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. II/2/65.00 

  

Am 26.11.2019 hatte die Öffentlichkeit im Rahmen eines Unterrichtungs- und Erörterungs-
termins im Technischen Rathaus die Gelegenheit, sich über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung zu informieren und Fragen zur 
Planung zu stellen. Der Vermerk über den Unterrichtungs- und Erörterungstermin ist nach-
folgend beigefügt (s. S. A1-6). Zusätzlich konnten die Unterlagen über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke der Planung in der Zeit vom 18.11.2019 bis einschließlich dem 06.12.2019 in 
der Bauberatung des Bauamts der Stadt Bielefeld sowie im Internet eingesehen werden. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sind zu den allgemeinen Zielen 
und Zwecken der Planung Äußerungen vorgebracht worden. Die im Rahmen des Unterrich-
tungs- und Erörterungstermins gestellten Fragen konnten überwiegend bereits im Rahmen 
der Veranstaltung beantwortet werden. Zu einzelnen Fragestellungen lagen zum Stand Vor-
entwurf noch keine hinreichenden Kenntnisse vor, so dass eine Prüfung im Zuge des weite-
ren Verfahrens zugesichert wurde. Es liegt darüber hinaus eine schriftliche Stellungnahme 
vor.  
 
Im Folgenden sind die planungsrelevanten Äußerungen und Stellungnahmen aus der Öffent-
lichkeit zusammengefasst mit der jeweiligen Stellungnahme der Verwaltung dargestellt. 
 

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

1 Vermerk über 

den Unterrich-

tungs- und Erör-

terungstermin am 

26.11.2019 

Tiefe der Bebauung und Auswirkungen auf 

den Grundwasserspiegel  

 

Laut einer hierzu eingeholten hydro-

geologischen Stellungnahme 

(DENKER UMWELT, Bielefeld, 

28.02.2020) schwankt der Grundwas-

serflurabstand im Untersuchungsge-

biet i. d. R. zwischen 1–2 m unter der 

Geländeoberkante. Die hier vorhan-

denen geringmächtigen quartären 

Schichten sind temporär wasserfüh-

rend und können trockenfallen bzw. 

nach Phasen hoher Niederschläge 

das Grundwasser bis zur Oberkante 

des Geländes aufstauen.  

Die berechnete Tiefe der Baugruben-

sohle liegt unter Berücksichtigung der 

Vorhabenplanung im Bereich des 

Grundwasserschwankungsbereichs. 

Der Gutachter empfiehlt daher, wäh-

rend der Bauphase eine offene Was-

serhaltung einzuplanen und diese auf 

ein Absenkziel von maximal 0,10 m 

unter Unterkante Streifenfundamente 

im Bereich des Gebäudes 2 auszule-

gen. Im Ergebnis wird von einer ins-

gesamt geringen Reichweite der 

Baugrubenwasserhaltung ausgegan-

gen und das Risiko einer Beeinflus-

sung der Bestandsgebäude durch die 

Wasserhaltung als gering eingestuft. 

  Überprüfung der Durchlässigkeit von der 

südöstlich geplanten Stellplatzanlage zu den 

benachbarten Vereinsnutzungen, damit eine 

Im Bereich der südöstlichen Stell-

platzanlage ist für die Verpächterin 

bzw. ihre Mieter ein Wegerecht ein-
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Stand: Satzung; September 2022 

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

Nutzung der öffentlichen Stellplätze entlang 

der Meller Straße für die Vereinsnutzungen 

ggf. attraktiver wird. 

getragen. Somit ist eine Durchlässig-

keit auch von den Stellplätzen ent-

lang der Meller Straße her möglich. 

2 Einwender aus 

dem Plangebiet, 

Schreiben vom 

28.11.2019 

Es wird eine erheblich höhere Frequentie-

rung und damit verbundener Lärm befürch-

tet (während der Baumaßnahmen und durch 

spätere Nutzung). Gebeten wird daher um 

Berücksichtigung nachfolgender Aspekte: 

 

  - Errichtung einer begrünten Lärmschutz-

wand auch zwischen dem Flurstück 1356 

und den Studierendenbauten 

 

Sowohl die benachbarten Vereinsnut-

zungen als auch die Vorhabenfläche 

erfassen planungsrechtlich bislang 

als Gewerbegebiet festgesetzte Teil-

flächen. Mit der vorliegenden Pla-

nung wird künftig in Nachbarschaft zu 

den Vereinen eine eher wohngepräg-

te Nutzung durch Studierende er-

möglicht. Im Gegensatz zum heute 

festgesetzten Gewerbegebiet wird 

das künftige Immissionspotenzial für 

die Nachbarschaft somit geringer 

sein. Eine Erforderlichkeit zum 

Schutz der Nachbarschaft vor der ge-

planten wohngeprägten Nutzung ist 

nicht erkennbar. 

Als Ein-/Begrünung zum Nachbar-

grundstück wird im Vorhaben- und 

Erschließungsplan eine Heckenan-

pflanzung vorgesehen.  

  - besonders auf den Schutz und die Sicher-

heit für Frauen und Kinder während Bau-

maßnahmen zu achten  

Die Anregung betrifft das Bebau-

ungsplanverfahren nicht. Sie wird an 

die Vorhabenträgerin zur Berücksich-

tigung im Rahmen der Umsetzung 

weitergegeben. 

  - da bei den Abrissarbeiten das Gebäude 

bereits erheblich beschädigt wurde, beim 

Bau auf die Verdichtung zu achten und 

Ersatzräume während der Bauphase zu 

Verfügung zu stellen 

Die Anregung betrifft das Bebau-

ungsplanverfahren nicht. Sie wird an 

die Vorhabenträgerin zur Berücksich-

tigung im Rahmen der Umsetzung 

weitergegeben. 

  - Mitdenken/Einplanen der Belange der ein-

bezogenen Vereine in die Quartiersent-

wicklung  

Das wesentliche Planungsziel liegt in 

der Schaffung von Wohnraum für 

Studierende. Hierfür soll eine ehe-

mals gewerblich genutzte innerstädti-

sche Fläche unter Berücksichtigung 

der Belange der gewerblichen Nach-

barschaften umgenutzt und neu ge-

ordnet werden. Für eine angemesse-

ne Berücksichtigung der Schall-

schutzbelange, dem Nachweis hinrei-

chender Stellplätze etc. werden die 

Festsetzungen im vorhabenbezoge-

nen Bebauungsplan eng auf die Ziel-

gruppe der Studierenden abgestimmt 

geregelt. Die aufgrund des bestehen-

den Planungsrechts im Sinne der 



A1 - 5 
 

Stand: Satzung; September 2022 

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

städtebaulichen Ordnung ergänzend 

einbezogenen Flächen benachbarter 

Vereine sind hingegen nicht Teil der 

Vorhabenplanung, sie werden aber in 

ihrer Nutzung durch die entsprechen-

de Festsetzung einer Gemeinbedarfs-

fläche planungsrechtlich gewürdigt. 
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Stand: Satzung; September 2022 

Vermerk Unterrichtungs- und Erörterungstermin  
 
Die vorgetragenen planungsrelevanten Äußerungen der Öffentlichkeit sind zusammen-
gefasst und in gekürzter Form sowie thematisch geordnet im Vermerk über diesen Termin 
wiedergegeben. 
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Stand: Satzung; September 2022 
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Stand: Satzung; September 2022 
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Stand: Satzung; September 2022 
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Stand: Satzung; September 2022 

3. Auswertung der Stellungnahmen aus der Beteiligung  
der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB  
zum Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. II/2/65.00 

 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden sowie der sonstigen Träger öffent-
licher Belange (November/Dezember 2019) sind zu den allgemeinen Zielen und Zwecken 
der Planung Äußerungen vorgebracht worden.  
 
Im Folgenden werden die eingegangenen Stellungnahmen mit der jeweiligen Stellungnahme 
der Verwaltung dargestellt. 
 
Es wurden folgende Stellungnahmen vorgetragen: 
 

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

1 Untere Natur-

schutzbehörde, 

Schreiben des 

Umweltamts vom 

23.01.2020 

Es bestehen keine Bedenken gegen die Nut-

zung des bereits baulich genutzten, inner-

städtischen Bereichs.  

 

 Artenschutz: 

Mitgeteilt wird, dass nicht auszuschließen ist, 

dass die zum Abriss vorgesehenen Gebäude 

von Fledermäusen oder Vögeln als Fort-

pflanzungs- und Ruhestätte genutzt werden. 

Auch die wenigen vorhandenen Gehölze 

können eine solche Funktion aufweisen. Da-

ten hierzu liegen der unteren Naturschutzbe-

hörde nicht vor.  

Daher ist durch einen Fachgutachter zu prü-

fen und in einem artenschutzrechtlichen 

Fachbeitrag darzulegen, ob die Beseitigung 

vorhandener Gebäude oder Gehölze zu 

einem Verstoß gegen die artenschutzrechtli-

chen Verbote führen kann und welche Maß-

nahmen zur Vermeidung eines solchen Ver-

stoßes notwendig werden.  

Bei der Untersuchung der Gebäude sind die-

se nicht nur von außen, sondern auch von 

innen insbesondere im Hinblick auf Wochen-

stuben und Winterquartiere von Fledermäu-

sen und Gebäude bewohnenden Vogelarten 

zu überprüfen. In dem Gutachten sind bei 

Bedarf Aussagen zu Art, Umfang, Zeitpunkt 

der Umsetzung und dem Ort der erforderli-

chen Maßnahmen zu machen.  

Die Flächen bzw. die Grundstücke für die 

Umsetzung der Maßnahmen müssen verfüg-

bar sein. Sofern hierfür Fremdgrundstücke 

genutzt werden sollen, ist vor dem Satzungs-

beschluss eine unterschriebene Eigentümer-

einverständnis- und Verpflichtungserklärung 

zur Durchführung und zum langfristigen Er-

halt der artenschutzrechtlichen Vermei-

dungsmaßnahmen vorzulegen, deren For-

mulierung vom Umweltamt vorgegeben wird.  

Die artenschutzrechtlichen Vermeidungs-

maßnahmen sind als Festsetzungen in den 

Bebauungsplan aufzunehmen. 

Es liegt offenbar ein Missverständnis 

vor. Gebäude sowie diverse Gehölze 

wurden bereits auf Grundlage erteilter 

Abbruchgenehmigungen vom 

24.02.2017 und den darin enthalte-

nen Auflagen zum Vogel- und Fleder-

mausschutz unter Begleitung der 

Unteren Naturschutzbehörde abgeris-

sen/beseitigt. Nach Aussagen der 

Vorhabenträgerin wurden zum dama-

ligen Zeitpunkt keine relevanten Arten 

angetroffen. Da keine weiteren arten-

schutzfachlich relevanten Strukturen 

auf der Vorhabenfläche des bisheri-

gen Gewerbegebiets vorhanden sind, 

wird die Notwendigkeit fachgutachter-

licher Untersuchungen und/oder spe-

zieller Festsetzungen im vorhabenbe-

zogenen Bebauungsplan insofern 

nicht gesehen. 
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Stand: Satzung; September 2022 

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

2 Untere Wasser-

behörde/Grund-

wasser, Untere 

Abfallbehörde, 

Untere Boden-

schutzbehörde,  

Schreiben des 

Umweltamts vom 

23.01.2020 

Das Plangebiet liegt im Bereich der Altstand-

ortverdachtsfläche AS 363 (Standort der 

ehemaligen Fa. Damm & Johanning, Sud-

brackstr. 46-48).  

Das Umweltbüro Denker, Bielefeld, hat für 

das Grundstück mit Bericht vom 28.07.2016 

eine orientierende Bodenuntersuchung vor-

genommen. Nach den vorgelegten Untersu-

chungen liegen keine Hinweise auf schädli-

che Bodenveränderungen im Sinne der Bun-

desbodenschutzverordnung BBodSchV vor. 

Lediglich für eine geringmächtige, boden-

ähnliche Auffüllung mit Bauschuttanteilen am 

ehemaligen Lagergebäude besteht ein leicht 

erhöhtes Abfallpotenzial. Sollte diese Auffül-

lung im Rahmen des Rückbaus der Gebäu-

de noch nicht entfernt worden sein, ist der 

Aushub zur Klärung der Verwertungswege 

repräsentativ zu beproben und auf die Para-

meter der LAGA TR Boden 2004 zu unter-

suchen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis 

genommen und zur umfassenden 

Information an die Vorhabenträgerin 

weitergegeben. Handlungsbedarf im 

Rahmen der Bauleitplanung besteht 

nicht. 

 

3 Untere Wasser-

behörde/Oberflä-

chengewässer, 

Schreiben des 

Umweltamts vom 

23.01.2020 

Mitgeteilt wird, dass der Boden für die Ver-

sickerung ungeeignet ist. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis 

genommen. 

4 Untere Denkmal-

behörde, 

Schreiben vom 

17.12.2019 

Es wird mitgeteilt, dass sich im Plangebiet 

zurzeit keine eingetragenen Bau- und Bo-

dendenkmäler befinden und daher die Be-

lange der Denkmalpflege gemäß § 1 (5) 

BauGB und § 1 DSchG NRW nicht berührt 

werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen, der Hinweis wird in die 

Begründung aufgenommen. 

5 Bezirksregierung 

Detmold/Dez. 

33 B,  

Schreiben vom 

10.12.2019 

 

Es wird mitgeteilt, dass das landeplanerische 

Anhörungsverfahren gemäß § 34 Landespla-

nungsgesetz noch nicht abgeschlossen ist. 

Die Stellungnahme erfolgt daher unter dem 

Vorbehalt eines positiven Ausgangs in die-

sem Verfahren. Die Prüfung beinhaltete die 

Bereiche Immissionsschutz (nur Achtungs-

abstände nach KAS-18), kommunales Ab-

wasser sowie Agrarstruktur und allgemeine 

Landeskultur. Bedenken oder Anregungen 

hierzu werden nicht vorgebracht.  

Es wird zur Kenntnis genommen, 

dass hinsichtlich der geprüften Be-

reiche keine Bedenken oder Anregun-

gen bestehen.  

Darüber hinaus hat die Bezirksregie-

rung Detmold mit Schreiben vom 

08.01.2020 mitgeteilt, dass keine lan-

desplanerischen Bedenken gegen die 

vorliegende Bauleitplanung bestehen. 

6 Deutsche Tele-

kom Technik 

GmbH, Schreiben 

vom 06.12.2019 

Es wird mitgeteilt, dass im Plangebiet Tele-

kommunikationslinien (Tk-Linien) der Tele-

kom vorhanden sind (s. dem der Stellung-

nahme beigefügten Plan), es handelt sich 

um die ehemaligen Zuleitungen von Haus 

46–48, Lager und Halle. 

Es wird darauf hingewiesen, dass für eine 

zukünftige Erweiterung des Telekommunika-

tionsnetzes in allen Verkehrswegen geeig-

nete und ausreichende Trassen für die Un-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen. Die mitgeteilten Be-

standsleitungen werden soweit er-

kennbar innerhalb der öffentlichen 

Straßen geführt. Darüber hinaus han-

delt es sich innerhalb des Plangebiets 

lediglich um bestehende Hausan-

schlüsse.  

Die mitgeteilten Hinweise hinsichtlich 

des Umgangs mit den vorhandenen 
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Stand: Satzung; September 2022 

Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

terbringung von Tk-Linien vorzusehen sind.  

Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, 

dass es für den rechtzeitigen Ausbau des 

Telekommunikationsnetzes sowie die Koor-

dinierung mit dem Straßenbau und den Bau-

maßnahmen anderer Leitungsträger notwen-

dig ist, Beginn und Ablauf von Maßnahmen 

im Plangebiet der Deutschen Telekom Tech-

nik GmbH so früh wie möglich (mind. 2 Mo-

nate vor Baubeginn), schriftlich anzuzeigen. 

Leitungen etc. sind im Zuge der Um-

setzung zu beachten und werden zur 

umfassenden Information an die Vor-

habenträgerin weitergeleitet. Maß-

nahmen im Rahmen der Bauleitpla-

nung werden nicht erforderlich. 

 

7 Unitymedia NRW 

GmbH, 

Schreiben vom 

13.12.2019 

Mitgeteilt wird, dass im Planbereich keine 

Versorgungsanlagen der Unitymedia NRW 

GmbH liegen. Es besteht grundsätzliches 

Interesse daran, das glasfaserbasierte Ka-

belnetz in Neubaugebieten zu erweitern und 

damit einen Beitrag zur Sicherung der Breit-

bandversorgung zu leisten. Es wird darum 

gebeten, im Bebauungsplanverfahren weiter 

beteiligt zu werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen. Das Unternehmen wird 

im Verfahren weiter beteiligt.  

 

8 Stadtwerke Biele-

feld GmbH, 

Schreiben vom 

07.01.2020 

Gasversorgung: 

Es wird mitgeteilt, dass Festsetzungen zur 

Sicherung der Energieversorgung getroffen 

werden müssen. Angeregt wird nach dem 

beigefügten Lageplan die Platzierung einer 

Netzstation Gasversorgung im nordwestli-

chen Eckbereich des Vorhabenstandorts 

unterzubringen. Im Rahmen der Plan-Kon-

kretisierung wird um Beteiligung bzgl. der 

Verortung dieser Station gebeten. 

 

Vorhabenträgerin und Versorgungs-

unternehmen haben sich hinsichtlich 

der Lage der Gasstation weiter abge-

stimmt. Das Ergebnis wird in den 

Planunterlagen berücksichtigt. Der 

Anregung wird insofern gefolgt. 

  Raumwärmeversorgung: 

Es wird auf das Energiekonzept 2020 der 

Stadt Bielefeld, seine Schwerpunktziele und 

den Ausbau klimafreundlicher, ressourcen-

schonender Wärmeversorgung hingewiesen. 

In diesem Zusammenhang wird angeregt, 

die Begründung um das Thema Wärmever-

sorgung mit der Empfehlung zu ergänzen, 

die Raumwärmeversorgung durch Verdich-

tungen im bestehenden Fernwärmegebiet 

sicherzustellen. 

Es wird der Anschluss an das beste-

hende Fernwärmenetz angestrebt. 

Die Begründung wird sinngemäß um 

die mitgeteilten Hinweise ergänzt. 

 

9 moBiel GmbH, 

Schreiben vom 

11.11.2019 

Die städtebauliche Entwicklung durch die 

Aktivierung von Brachflächen zur Wohnbe-

bauung im Rahmen der Innenentwicklung 

mit Anschluss an vorhandene Strukturen 

wird begrüßt. Im vorliegenden Fall werden 

vorhandene Bus- und Stadtbahnlinien durch 

zusätzliche Fahrgastpotenziale in Verbin-

dung mit ca. 300 zusätzlichen Wohneinhei-

ten gestärkt wird. 

Es wird um Ergänzung der Begründung um 

Detailangaben zur ÖPNV-Anbindung gebe-

ten (nächstgelegene Haltestellen Bus/Stadt-

bahn, Linien, Taktung).  

Mitgeteilt wird, dass das Plangebiet insge-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen.  
 

Die Begründung wird sinngemäß um 

die mitgeteilten Hinweise zur derzei-

tigen ÖPNV-Versorgung des Sied-

lungsbereichs ergänzt. 
 

Die Anregungen bzgl. der Zugäng-

lichkeit von Haltestellen betreffen 

Flächen/Wege außerhalb des Plan-

gebiets und sind insofern nicht Ge-

genstand der vorliegenden Bauleit-

planung. 
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Lfd. 
Nr. 

Einwender 
Datum  

Stellungnahmen (Anregungen, Hinweise) 

(in inhaltlicher Zusammenfassung) 

Stellungnahme  
der Verwaltung 

samt eine gute Ausgangslage für die Etablie-

rung nachhaltiger Mobilitätsstrukturen auf 

weist. 

Da die Zugänglichkeit der Haltestellen ein 

wichtiges Kriterium für die Nutzung des 

ÖPNV darstellt, wird empfohlen, die Fußwe-

geverbindungen zwischen dem neu zu ent-

wickelnden Baugebiet und den beiden 

nächstgelegenen Haltestellen umwegarm, 

attraktiv und beleuchtet auszubilden. 

10 IHK Ostwestfalen 

zu Bielefeld, 

Schreiben vom 

04.06.2019 

Es wird Verständnis dafür gezeigt, dass vor 

dem Hintergrund des Mangels an Studieren-

denwohnungen eine weitere Ausweisung 

stattfinden soll. 

Es wird allgemein darauf hingewiesen, dass 

es in Bielefeld einen immer stärker werden-

den Mangel an gewerblichen Bauflächen 

gibt, Angebote an Unternehmen kaum noch 

gemacht werden und Flächen nicht entwi-

ckelt werden können. Durch die Bebauungs-

pläne III/3/104.00 und II/2/65.00 gehen der 

Stadt weitere knapp 4 ha gewerbliche Bau-

fläche verloren, ohne dass an anderer Stelle 

Ersatz geschaffen würde. Es wird dringend 

empfohlen, neue Gewerbe- und insbesonde-

re hochwertige Industrieflächen an geeigne-

ten Standorten auszuweisen, um die wirt-

schaftliche Entwicklung nicht abzuwürgen.  

Bezogen auf das vorliegende Planverfahren 

muss die Beachtung des Lärmschutzes zur 

Sicherung der bestehenden Unternehmen im 

Umfeld auch weiterhin höchste Priorität im 

Planverfahren sowie der Umsetzung haben. 

Der Lärmschutz bezieht sich zum einen auf 

die nördlichen Häuserfassaden hin zur Dr. 

August Wolff GmbH und zur Miele & Cie. 

KG. Er muss sich zum anderen auch auf Be-

reiche entlang der Sudbrackstraße beziehen, 

da auf der gegenüberliegenden Straßenseite 

weitere Unternehmen ihren Sitz haben. 

Die Schallschutzbelange der direkt 

benachbarten Firmen Dr. August 

Wolff GmbH und Miele & Cie. KG 

können gemäß Schallgutachten unter 

Berücksichtigung entsprechender 

Schallschutzmaßnahmen im Rahmen 

der Vorhabenplanung angemessen 

berücksichtigt werden. Die derzeit 

ausgeübten bzw. genehmigten Nut-

zungen werden nicht eingeschränkt, 

auch ggf. noch vorhandene Entwick-

lungsspielräume können gewahrt 

werden. 

 

Darüber hinaus hat der Gutachter 

auch Belange der weiteren im Umfeld 

liegenden Betriebe einschließlich 

ihres Entwicklungsspielraums in der 

gegebenen Gemengelage geprüft. Er 

führt hierzu nachfolgendes aus:  

An der Sudbrackstraße befinden sich 

weitere Gewerbebetriebe, die z. T. als 

mischgebietstypisch eingestuft wer-

den können. Zwischen den dortigen 

Betrieben und der geplanten Wohn-

anlage befinden sich bereits Wohn-

häuser mit vergleichbarem Schutzan-

spruch wie die geplante Wohnanlage, 

so dass auch ohne weitergehende 

Untersuchungen davon ausgegangen 

werden kann, dass in Bezug auf den 

Gewerbelärm dort gesunde Wohnver-

hältnisse gegeben sind. 

 

Die vorliegende Planung schränkt die 

Nutzungen der weiteren im Umfeld 

vorhandenen Betriebe somit nicht ein. 

Schallschutzmaßnahmen im Rahmen 

der vorliegenden Bauleitplanung wer-

den diesbezüglich nicht erforderlich.  

 

Darüber hinaus wird aktuell eine 

wohnbauliche Entwicklung auf bislang 

gewerblich geprägten Teilflächen öst-

lich des Nordparks angestrebt. 

 



A1 - 14 
 

Stand: Satzung; September 2022 

 
Von den folgenden Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden keine Bedenken oder 
Hinweise vorgetragen: 
 

11 - Polizeipräsidium Bielefeld, Direktion K/KK 34 KP/O (ohne Stellungnahme) 

12 - Polizeipräsidium Bielefeld, Direktion Verkehr/Führungsstelle, Schreiben vom 20.12.2019 

13 - BVO Busverkehr Ostwestfalen GmbH (ohne Stellungnahme) 

14 - Westnetz GmbH, Regionalzentrum Münster (ohne Stellungnahme) 

15 - PLEdoc GmbH (ohne Stellungnahme) 

16 - GASCADE Gastransport GmbH, Schreiben vom 18.11.2019 

17 - Gasunie Deutschland Services GmbH, Schreiben vom 22.11.2019 

18 - Avacon AG, Schreiben vom 13.11.2019 

19 - TenneT TSO GmbH (ohne Stellungnahme) 

20 - Amprion GmbH, Schreiben vom 21.11.2019 

21 - Handwerkskammer (ohne Stellungnahme) 

 
 


